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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen 

Beantwortung 

– 

 
Mitglied des Landtages Eva von Angern (Die Linke) 

 

 

Co-Förderungen des Bundesministeriums des Innern und des Landes Sachsen-Anhalt 2025 

 

Kleine Anfrage - KA 8/3007 

 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

 

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Landesregierung - erstellt vom Ministerium 

der Finanzen - auf die o. g. Kleine Anfrage. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Michael Richter 
Minister für Finanzen 
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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  

Mitglied des Landtags Eva von Angern (Die Linke) 

Co-Förderungen des Bundesministeriums des Innern und des Landes Sachsen-Anhalt 
2025 
Kleine Anfrage – KA 8/3007 

Antwort der Landesregierung erstellt vom Ministerium der Finanzen 

Vorbemerkung der Landesregierung  

Der Antwort der Landesregierung liegt die Annahme zugrunde, dass die Kleine Anfrage folgende 

zuwendungsrechtliche Fallkonstellation zum Gegenstand hat: Der Bund – in diesem Fall das Bun-

desministerium des Innern – und das Land Sachsen-Anhalt treten jeweils als Zuwendungsgeber 

in Bezug auf ein Projekt auf. Aus Empfängersicht bestehen also zwei Zuwendungsverhältnisse. 

Hier gebietet das Zuwendungsrecht, dass sich die Mittelgeber auf ein federführendes Förderre-

gime verständigen. Die Konstellation in welcher das Land als Fördermittelgeber auftritt, also nach 

Landeszuwendungsrecht handelt, diese Zuwendung aber anteilig aus Mitteln des Bundes finan-

ziert wird, findet hingegen keine Berücksichtigung. 

Frage 1: 

Auf welcher rechtlichen Grundlage erfolgen Co-Förderungen für Projekte durch den Bund 

und das Land Sachsen-Anhalt? 

Antwort zu Frage 1: 

Haushaltsrechtliche Grundlage von Fördermaßnahmen ist die durch den Haushaltsgesetzgeber 

bewilligte Ausgabeermächtigung im Haushaltsplan, welche die Höhe und in Hinsicht auf den Ver-

wendungszweck den Rahmen für die Ausreichung von Zuwendungen setzt. Basierend auf dieser 

Ermächtigung wird mittels Förderbescheid das Verhältnis des Zuwendungsgebers zum Zuwen-

dungsempfänger geregelt.  

Co-Förderungen zeichnen sich dadurch aus, dass dasselbe Vorhaben eines Zuwendungsemp-

fängers oder – im Falle der institutionellen Förderung dieselbe Institution – durch mindestens zwei 

Zuwendungsgeber gefördert wird, die jeweils auf einer eigenen haushaltsrechtlichen Grundlage 

handeln und jeweils eigenständig mittels Bescheid ein Zuwendungsverhältnis zum Zuwendungs-

empfänger begründen.  
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In diesem Zusammenhang sollen sich – so die verwaltungsinternen Regelungen – die Zuwen-

dungsgeber auf ein federführendes Förderregime verständigen. Sinn und Zweck dieser Regelung 

ist es, als öffentliche Hand dem Zuwendungsnehmer mit einheitlichen Regeln gegenüberzutreten 

und vor allem Reibungsverluste, die aus der Inkongruenz von unterschiedlichen Vorgaben ent-

stehen, zu vermeiden.  

 

 

Frage 2: 

Wie viele Projektförderungen im Sinne der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung 

(LHO) i. V. m. Nr. 2.1 der Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung  

(VV-LHO) sowie § 23 Nr. 2.1 Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsord-

nung (VV-BHO) wurden als Co-Förderung beim Bundesministerium des Innern und dem 

Land Sachsen-Anhalt für das Haushaltsjahr 2025 beantragt?  

 

a. Bitte geben Sie für diese das zuständige Landesministerium an.  

b. Bitte schlüsseln Sie die Projekte nach Förderrichtlinien auf.  

c. Bitte geben Sie die in der Förderrichtlinie beantragte, bewilligte sowie bereits abge-

flossene Fördersumme an.  

d. Bitte geben Sie zu der jeweiligen Förderrichtlinie das Fördervolumen laut Haushalts-

plan an. 

 

Antwort zu Frage 2: 

Die Antwort ist der Anlage zu entnehmen. 

 

 

Frage 3: 

Für wie viele der in Frage 2 genannten Projekte wurde in 2025 eine Ausnahme des Verbots 

des vorzeitigen Maßnahmenbeginns gemäß Nr. 1.3 VV zu § 44 LHO ausgestellt? Bei wie 

vielen Projektanträgen wurden seitens der Bundes- oder Landesministerien bzw. deren 

untergeordneten Behörden eine Ausnahme des Verbots des vorzeitigen Maßnahmenbe-

ginns abgelehnt? Liegen der Landesregierung für letztgenanntes Gründe vor? Auf welcher 

Grundlage kann ein Zuwendungsbescheid bzw. eine Ausnahme des Verbots des vorzeiti-

gen Maßnahmenbeginns erlassen werden? 
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Antwort zu Frage 3: 

Der Erlass eines Zuwendungsbescheids steht im Ermessen der Bewilligungsbehörde. Im Rah-

men der Ermessenausübung können auch Regelungen zu Fragen des vorzeitigen Maßnahme-

beginns getroffen werden. Die Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO setzen einen einheitlichen 

Maßstab für diese Ermessensausübung. Auch Förderrichtlinien können diesbezügliche Vorgaben 

enthalten. 

 

Hinsichtlich der einzelnen Projekte ist die Antwort der Anlage zu entnehmen. 

 

 

Frage 4: 

Bei wie vielen der unter Frage 3 Satz 1 beschiedenen Projekte besteht seitens der Projekt-

träger die Möglichkeit einer Abschlagszahlung durch den Bund oder das Land gemäß Nr. 

1 VV zu § 56 LHO? 

 

Antwort zu Frage 4: 

Der § 56 LHO bezieht sich auf Verträge mit Leistung und Gegenleistung. Für die Ausreichung 

von Zuwendungen findet die Regelung keine Anwendung. Hier richten sich mögliche Vorauszah-

lungen nach den Bestimmungen der VV zu § 44 LHO.  

 

 

Frage 5: 

Für wie viele der in Frage 2 aufgezählten Projekte wurde für das Jahr 2025 ein Zuwen-

dungsbescheid ausgestellt? Für wie viele der in Frage 2 aufgezählten Projekte wurde noch 

kein Zuwendungsbescheid ausgestellt? Falls Projektanträge noch nicht beschieden wor-

den sind, bis wann plant die Landesregierung, Projektanträge zu bescheiden bzw. diese 

abzulehnen? 

 

Antwort zu Frage 5: 

Die Antwort ist der Anlage zu entnehmen. 

 

 

Frage 6: 

Falls für bestimmte Projekte noch keine Zuwendung beschieden worden ist, gibt es seitens 

der Landesregierung Bestrebungen, diese bis zum Ende des II. Quartals 2025 zu beschei-

den? Wenn ja, welche konkreten Bestrebungen unternimmt die Landesregierung auf Bun-
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desebene, um dies zu realisieren? Welche Gründe und Erkenntnisse liegen der Landesre-

gierung vor, warum ggf. für die genannten Projekte noch kein Zuwendungsbescheid aus-

gestellt wurde? 

 

Antwort zu Frage 6: 

Die Antwort ist der Anlage zu entnehmen. 

 

 

Frage 7: 

Wie bewertet die Landesregierung die Relevanz der beantragten Projekte für das Land 

Sachsen-Anhalt, welche bisher noch keinen Zuwendungsbescheid seitens der zuständi-

gen Behörden erhalten haben? 

 

Antwort zu Frage 7: 

Die Antwort ist der Anlage zu entnehmen. 

 

 

Frage 8: 

Liegen der Landesregierung Kenntnisse vor, aus welchen finanziellen Mitteln sich Projekt-

träger, welche eine Co-Förderung beim Bundesministerium des Innern und dem Land 

Sachsen-Anhalt beantragt sowie einen vorzeitigen Maßnahmenbeginn beschieden bekom-

men haben, seit Anfang des Projektjahres finanzieren? Wenn ja, erläutern Sie dies bitte. 

 

Antwort zu Frage 8: 

Der Landesregierung liegen hierzu keine Kenntnisse vor. 

 

 

 

 

 



KA 8/3007 - Übersicht zur Beantwortung der Fragen 2, 3 und 5-7 Anlage

Frage 
2 a.

Frage 
2 b.

Frage 
2 d.

Frage 
6

Frage 
7

lfd. 
Nr. Projekt Ressort  Förderrichtlinie beantragt bewilligt abgeflossen

Fördervolumen 
laut 

Haushaltsplan 
Land

VZM 
zugelassen wenn abgelehnt, Gründe Bescheid in 

2025
wenn nein, bis wann 

Bescheid geplant
Gründe, falls noch nicht 

beschieden u. Bestrebungen Land
Relevanz der noch nicht beschiedenen Projekte für 

LSA

1
"House of Ressources Halle"; 
Verband der Migranten-organisationen 
Halle (Saale) e.V.

MS 20.000,00 €               20.000,00 €               5.000,00 €                 ja ja

2
"House of Ressources Magdeburg - 
Resonanzboden";
lkj Sachsen-Anhalt e.V.

MS 39.000,00 €               39.000,00 €               - ja ja

3 "Queer Refugee Support 2025";
LSVD Sachsen-Anhalt e.V. MS 8.722,68 €                 - - ja nein

4
"Asylverfahrensberatung für besonders 
vulnerable Schutzsuchende";
Sitftung EV. Jugendhilfe St. Johannis

MS 9.021,75 €                 - - ja nein

5

"Behördenunabhängige 
Asylverfahrensberatung Halle (Saale";
AWO-SPI Soziale Stadt und Land 
Entwicklungs-gesellschaft mbH

MS 9.018,57 €                 - - ja nein

6
"Asylverfahrensberatung in der ZASt";
Caritasverbund für das Bistum 
Magdeburg e.V.

MS 35.228,00 €               - - ja nein

7

„Demokratie gewinnt! In Sachsen-Anhalt 
und Thüringen! Für Vielfalt und 
Nächstenliebe“;
Diakonie Mitteldeutschland

MB 7.171,88 €	 7.171,88 €	 - ja ja

8
„DiVA – Demokratie in Vielfalt Anhalt“;
Landesnetzwerk der Migranten-
organisationen Sachsen-Anhalt e. V

MB 9.000 €	 9.000 €	 - ja ja

9

„LEBendige Geschichte(n) und Orte im 
ländlichen Raum – Vereine im Wandel 
der Zeiten“;
Ländliche Erwachsenenbildung Sachsen-
Anhalt e.V

MB 10.000 €	 10.000 €	 - ja ja

Frage 
2 c.

Frage 
3

Frage 
5

4.826.400 € Die Ausstellung eines Zuwendungsbescheides kann dann erfolgen, wenn 
sämtliche zuwendungsrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Hierzu gehört 
auch die Herstellung eines Einvernehmens mit den anderen 
Zuwendungsgebern. Diese konnten mit dem BAMF aufgrund der vorläufigen 
Haushaltsführung des Bundes noch nicht finalisiert werden.

Die Landesregierung pflegt einen kontinuierlichen Austausch mit dem Bund 
zu allen Angelegenheiten, die für Sachsen-Anhalt relevant sind, insbesondere 
auch zu bundeshaushaltsrelevanten Angelegenheiten.

Den Projekten der Asylverfahrensberatung nach § 12a 
Asylgesetz ordnet die Landesregierung eine sehr hohe 
Relevanz für Sachsen-Anhalt zu. Asylsuchende stehen vor 
besonderen Herausforderungen. Die Asylverfahrensberatung 
soll sicherstellen, dass Asylsuchende bereits vor ihrer 
Anhörung und bei Bedarf bis zum unanfechtbaren Abschluss 
ihres Asylverfahrens individuell beraten und unterstützt 
werden können.

Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen zur 
Förderung der Integration von 
Migrantinnen und Migranten, 
zur Fllüchtlingshilfe sowie zur 
interkulturellen Öffnung 
(Integrations-förderrichtlinie)

Bundesprogramm 
Zusammenhalt durch Teilhabe, 
Förderrichtlinie zur Förderung 
von Projekten für 
demokratisches Handeln und 
gegen Extremismus in 
ländlichen oder 
strukturschwachen Regionen;

Es erfolgt eine Landes Co-
Finanzierung durch die  
Landeszentrale für politische 
Bildung auf der Grundlage der 
§§ 23 und 44 LHO.

70.000 €
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10 „Integration durch Sport"; 
LSB MI 87.410,90 87.410,90 29.493,28 ja

11 „Sport bewegt Demokratie“; 
LSB	 MI 59.900,00 - - ja nein

12
Komplettierung der Wurfanlage im 
Werferzentrum Brandberge;
Stadt Halle (Saale)

MI 53.464,10 - - nein

13 Neuerrichtung einer Steganlage Kanu;  
LH MD MI 240.000,00 - - nein

14 Neuerrichtung einer Steganlage Rudern; 
LH MD MI 286.000,00 - - nein

Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen zur 
Förderung des kommunalen 
Sportstättenbaus und des 
Vereinssportstättenbaus; 

Der LSB hat im Rahmen des Bundesprogramms 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ für sein Projekt „Sport 
bewegt Demokratie“ sowohl Bundes- als auch Landesmittel 
beantragt. Das Bundesprogramm fördert in ländlichen oder 
strukturschwachen Gegenden Projekte für demokratische 
Teilhabe und gegen Extremismus. Im Mittelpunkt stehen 
regional verwurzelte Vereine und Verbände, in denen sich 
Ehrenamtliche engagieren, um das demokratische 
Miteinander vor Ort aktiv mitzugestalten. Die 
Regierungsfraktionen von CDU, CSU und SPD haben sich im 
Koalitionsvertrag zur Fortführung des Programms bekannt.
Das Projekt hat eine hohe politische und gesellschaftliche 
Relevanz, da Sportvereine zentrale Orte demokratischer 
Bildung und zivilgesellschaftlichen Engagements sind. Ziel ist 
es, antidemokratischen Tendenzen entgegenzuwirken, ein 
dauerhaftes regionales Netzwerk demokratisch 
sensibilisierter Akteure aufzubauen und das Ehrenamt in 
Sportvereinen nachhaltig zu stärken
Für die drei Bauprojekte im Bereich des Spitzensports wurde 
ein erhebliches Landesinteresse festgestellt. Diese 
Maßnahmen sind erforderlich, um die infrastrukturellen 
Voraussetzungen für den Spitzensport zu verbessern. Ziel ist 
es, die Leistungsentwicklung deutscher Spitzenathletinnen 
und -athleten auf Weltklasseniveau zu sichern und weiter zu 
fördern sowie die herausragende Stellung Deutschlands im 
internationalen Sport langfristig zu stärken.

Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen zur 
Förderung von Projekten im 
sportlichen Bereich

433.200 €

Voraussetzungen für Bewilligung derzeit 
nicht erfüllt;

Derzeit bestehen keine Bestrebungen, die 
noch ausstehenden 
Zuwendungsbescheide bis zum Ende des 
II. Quartals 2025 zu erteilen. Aufgrund der 
verzögerten Verabschiedung des 
Bundeshaushalts 2025 ist augenblicklich 
nicht absehbar, wann die Finanzierung der 
noch offenen Anträge durch Bundesmittel 
gesichert werden kann.

Es konnte bislang kein 
Zuwendungsbescheid erteilt 
werden, da die Voraussetzungen 
für eine Bewilligung derzeit nicht 
erfüllt sind. 

Ein konkreter Zeitplan für die 
Bereitstellung der Landesmittel 
liegt noch nicht vor, da diese von 
der Bewilligung der Bundesmittel 
abhängig sind.

Mittel aus mehreren 
Titeln im Kapitel 03 

46:

 883 01: 
4.700.000 € 

 893 01: 
2.000.000 € 

893 02:  
200.000 €

keine Angabe; 
Antragstellung ist erforderlich.

keine Angabe; 
Antragstellung ist erforderlich.

keine Angabe; 
Antragstellung ist erforderlich.

keine Angabe; 
Antragstellung ist erforderlich.
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